
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Führung eines Fahrtenbuchs: Hand-
schrift muss für jedermann leserlich 
sein

Wer seinen Firmen- oder Geschäftswagen 
auch privat nutzt bzw. nutzen darf, muss 
einen Privatanteil versteuern. Dieser wird 
per Ein-Prozent-Regelung ermittelt, es sei 
denn, es wird ein Fahrtenbuch geführt. 
Dieses muss allerdings ordnungsgemäß 
sein. Kleinere Mängel sollen zwar nicht zur 
Verwerfung des Fahrtenbuchs und zur An-
wendung der Ein-Prozent-Regelung führen, 
doch die Praxis ist oft eine andere. Die Fi-
nanzämter sind streng und verzeihen Feh-
ler eher selten. 

Im Jahre 2021 hat das Finanzgericht Mün-
chen entschieden, dass ein handschriftlich 
geführtes Fahrtenbuch leserlich sein muss, 
und zwar für die Mitarbeiter der Finanz-
verwaltung oder die Richter des Finanzge-
richts. Es reicht nicht aus, dass der Kfz-Hal-
ter seine eigene Handschrift „entziffern“ 
kann (Urteil vom 9.3.2021, 6 K 2915/17). Der 
Sachverhalt: Der Steuerzahler gab zum ei-

nen an, er hätte dem Finanzamt bereits die 
Originale der Fahrtenbücher ausgehändigt 
und die geminderte Qualität, die durch die 
Kopien hervorgerufen worden sei, müsse 
das Finanzamt gegen sich gelten lassen. 
Zum anderen versuchte er, seine offen-
bar wenig leserliche Handschrift damit zu 
entschuldigen, dass er an Arthritis leide. 
Finanzamt und Finanzgericht ließen die Ar-
gumente aber nicht gelten und verwarfen 
die Fahrtenbücher.

Handschriftliche Aufzeichnungen müs-
sen lesbar sein, da sie andernfalls ihren 
Zweck nicht erfüllen können. Dazu genüge 
es nicht, dass der Steuerpflichtige vorgibt, 
seine Aufzeichnungen selbst lesen zu kön-
nen, denn sie dienen nicht dem Steuer-
pflichtigen als Erinnerungsstütze, sondern 
zum Nachweis gegenüber dem Finanzamt. 
Es sei auch nicht ersichtlich, dass die Ori-
ginale besser lesbar sein könnten. Eine 
Beweiserhebung über die Fahrtenbücher 
durch das Gutachten eines Graphologen 
komme im Streitfall nicht in Betracht. Den 
Finanzrichtern im zuständigen Senat genü-
ge die eigene Sachkunde im Punkt Lesen. 
Dabei gehe man davon aus, dass für ein 
ordentliches Fahrtenbuch die allgemeine 
Lesbarkeit Voraussetzung ist.

Praxistipp:
Gegen das Urteil liegt zwischenzeitlich 
die Revision beim Bundesfinanzhof 
vor (Az. VIII R 12/21). Unter anderem 
muss dieser nun der Frage nachgehen, 
ob die Unleserlichkeit von Fahrtenbü-
chern durch ein nachträglich erstelltes 
Transkript geheilt werden kann. In der 
Praxis sollte man es aber auf einen 
Streit erst gar nicht ankommen lassen, 
sondern Fahrtenbücher ordnungsge-
mäß führen.

Umsatzsteuer: Steuerfreie Leistungen 
im Zusammenhang mit betreutem 
Wohnen

Leistungen, die der Betreiber einer Seni-
orenresidenz im Zusammenhang mit dem 
so genannten betreuten Wohnen erbringt, 
können von der Umsatzsteuer befreit sein. 
So hat das Finanzgericht Münster mit Urteil 
vom 25.1.2022 (15 K 3554/18 U) entschieden. 

Die Klägerin betreibt eine Seniorenresi-
denz, bestehend aus einem Pflegeheim 
und sieben Wohnungen des betreuten 
Wohnens. Die Wohnungen befinden sich 
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im Gebäude des Pflegeheims. Mit den Be-
wohnern des betreuten Wohnens schloss 
die Klägerin Betreuungsverträge ab, die 
diverse Leistungen einer (erweiterten) 
Grundversorgung und Wahlleistungen ein-
schließlich eines Notrufsystems umfass-
ten. Die Leistungen wurden durch das im 
Pflegeheim eingesetzte Personal erbracht. 
Die Klägerin vertrat die Auffassung, dass 
diese Umsätze teilweise steuerfrei seien, 
soweit die entsprechenden Leistungen eng 
mit der Pflege und Betreuung hilfsbedürfti-
ger Personen zusammenhingen. Dem folg-
te das Finanzamt nicht. Das Finanzgericht 
hat der Klage stattgegeben. Die gegenüber 
einzelnen Bewohnern erbrachten Umsätze 
des betreuten Wohnens seien im von der 
Klägerin beantragten Umfang gemäß § 4 Nr. 
16 UStG steuerfrei. Nach dieser Vorschrift 
seien die eng mit dem Betrieb von Einrich-
tungen zur Betreuung oder Pflege körper-
lich, geistig oder seelisch hilfsbedürftiger 
Personen verbundenen Leistungen steu-
erfrei, die von juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts oder bestimmten Ein-
richtungen erbracht werden. 

Im Streitfall zählten die Bewohner des 
betreuten Wohnens zum Kreis der hilfsbe-
dürftigen Personen im Sinne der genann-
ten Vorschrift, weil sie an altersbedingten 
Einschränkungen der Alltagskompetenzen 
litten. Die von der Klägerin im Rahmen des 
betreuten Wohnens erbrachten Leistun-
gen seien auch eng mit der Sozialfürsorge 
und der sozialen Sicherheit verbunden. 
Die Klägerin biete den Bewohnern des be-
treuten Wohnens ein breites Angebot an 
Leistungen an, die zur ambulanten Pflege 
gehörten und der Altenhilfe im Sinne des 
§ 71 SGB XII zuzurechnen seien. Hierzu ge-
hörten verschiedene Betreuungsleistun-
gen im Rahmen der ambulanten Pflege, 
aber auch die Bereitstellung eines Notruf-
dienstes und bedarfsweise die kurzfristige 
Übernahme pflegerischer Leistungen, die 
hauswirtschaftliche Versorgung, das Ein-
kaufen, Kochen, Reinigen der Wohnung 
und das Waschen der Kleidung. Soweit die-
se Leistungen auch der Befriedigung von 
Grundbedürfnissen dienten, seien diese 
spezifisch auf die Behebung altersspezifi-
scher Einschränkungen gerichtet, weil auch 
diese Leistungen durch das im Pflegeheim 
eingesetzte und hierfür geschulte Personal 
erbracht würden.

Praxistipp:
Im Einzelfall gibt es Seniorenresiden-
zen, die keine Verträge mit Sozial-
trägern abgeschlossen haben und 
bei denen auch die Bewohner nicht 
auf Erstattungen ihrer Kranken- oder 
Pflegekasse angewiesen sind. In einem 
solchen Fall können die Leistungen der 
Seniorenbetreuung doch umsatzsteu-
erpflichtig sein (BFH-Beschluss vom 
1.6.2021, XI B 27/20). 

Im Übrigen ist zu beachten, dass auch 
bestimmte Wahlleistungen trotz des 
aktuellen Urteils des FG Münster um-
satzsteuerpflichtig sein können.

Jobrad: Kein Gleichklang zwischen 
Einkommen- und Umsatzsteuer

Immer mehr Unternehmer nutzen ein Fahr-
rad für den Weg zum Betrieb oder über-
lassen ihren Mitarbeitern ein „Jobrad“. 
Üblicherweise werden die Fahrräder auch 
privat genutzt bzw. den Mitarbeitern auch 
zur privaten Nutzung überlassen. Einkom-
mensteuerlich müssen Unternehmer die 
Privatnutzung allerdings nicht versteuern. 
Und für die Überlassung an Arbeitnehmer 
gibt es ebenfalls Begünstigungen. Seit 2019 
ist der private Nutzungswert aus der Über-
lassung eines Firmenfahrrads steuer- und 
sozialversicherungsfrei, wenn das Fahrrad 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn überlassen wird, z.B. anstelle 
einer Gehaltserhöhung. Die Begünstigun-
gen gelten auch für die Überlassung eines 
E-Bikes, wenn es verkehrsrechtlich nicht 
als „Fahrzeug“ gilt.

Erfolgt die Überlassung im Wege einer 
Gehaltsumwandlung, wie zumeist üblich, 
beträgt der private Nutzungsanteil in aktu-
ellen Fällen monatlich nur 1 Prozent von ei-
nem Viertel der unverbindlichen Preisemp-
fehlung des Fahrrades (koordinierter 
Ländererlass vom 9.1.2020, S 2334). Selbst 
bei E-Bikes, die 4.000 Euro kosten, hält sich 
der zu versteuernde Pauschalwert also in 
engen Grenzen. Das heißt: Bei einem (Elek-
tro-)Fahrrad mit einer unverbindlichen 
Preisempfehlung von 4.000 Euro werden 
pro Monat 1 % von ¼ von 4.000 Euro, also 
10 Euro lohnversteuert. Das sind im Jahr  
120 Euro. Bei schnellen E-Bikes, so genann-
ten S-Pedelecs, die verkehrsrechtlich als 
Fahrzeug eingestuft sind, gilt für die Über-
lassung in aktuellen Fällen ebenfalls die 
„Viertel-Regelung.“ Hier ist aber noch ein 
Zuschlag für die Fahrten zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte erforder-
lich. Bei Fahrrädern und E-Bikes, die ver-
kehrsrechtlich als Fahrrad eingestuft sind, 
unterbleibt ein solcher Zuschlag.

Die einkommen- und lohnsteuerlichen 
Vergünstigungen werden aber nicht auf 
die Umsatzsteuer übertragen. Das heißt: 
Grundlage für die Besteuerung der Pri-
vatnutzung durch Unternehmer und für 
die Überlassung an Arbeitnehmer bildet 
die Ein-Prozent-Regelung. Die Fahrten-
buchmethode ist bei Fahrrädern ausge-
schlossen, da eine objektive Überprüfung 
anhand eines Tachometers nicht möglich 
ist (BMF-Schreiben vom 7.2.2022, III C 2 - S 
7300/19/10004 :001).

Beispiel: Herr Müller hat von seinem Ar-
beitgeber im Jahre 2021 ein E-Bike (kein 
S-Pedelec) auch zur privaten Nutzung er-
halten. Die unverbindliche Preisempfeh-
lung des Herstellers beträgt 5.000 Euro. 
Herr Müller muss monatlich 0,25 % von 
5.000 Euro, also 12,50 Euro lohnversteuern. 
Im Jahr sind das 150 Euro. Die umsatzsteu-
erliche Bemessungsgrundlage beträgt hin-
gegen 5.000 Euro x 1 % = 50 Euro, 12 Monate 
= 600 Euro. Umsatzsteuer pro Jahr somit: 
19/119 von 600 Euro = 95,80 Euro. Diesen 
Betrag muss der Arbeitgeber ans Finanz-
amt zahlen.

Praxistipp:
Falls der Wert des Fahrrades, also 
die unverbindliche Preisempfehlung, 
weniger als 500 Euro beträgt, wird es 
nicht beanstandet, wenn abweichend 
von dem Vorstehenden von keiner ent-
geltlichen Überlassung des Fahrrades 
ausgegangen wird. In diesen Fällen ist 
keine Umsatzbesteuerung der Leistung 
an den Arbeitnehmer erforderlich. 
Leider ist die Besteuerung von Firmen-
fahrrädern fast schon zu einer eigenen 
Wissenschaft geworden. Bitte sprechen 
Sie uns bei Zweifelsfragen rechtzeitig 
an.

 Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Studienfahrt: Kosten für Israelreise 
einer Religionslehrerin nicht abziehbar

Das Finanzgericht Münster hat entschie-
den, dass die Aufwendungen einer Religi-
onslehrerin für eine Israelreise nicht als 
Werbungskosten absetzbar sind, wenn 
die Reise sowohl beruflich als auch pri-
vat veranlasst ist und sich die beiden 
Veranlassungsbeiträge nicht nach objek-
tiven Kriterien trennen lassen (Urteil vom 
27.1.2022, 1 K 224/21 E). Die Lehrerin wandte 
zwar ein, dass sich das Konzept der Stu-
dienreise an den Lehrplänen des Landes 
Nordrhein-Westfalen und der Schule ori-
entiert habe und sie die Erkenntnisse, die 
für ihre Unterrichtsgestaltung von Belang 
gewesen seien, in ein auf den Unterricht 
abgestimmtes Reisetagebuch habe eintra-
gen können. Ferner seien die besuchten 
Orte für die christlichen Religionen von 
herausragender Bedeutung. Doch zunächst 
das Finanzamt und später das Finanzge-
richt entgegneten, dass das Programm fast 
ausschließlich Ziele von allgemein-tou-
ristischem und kulturellem Interesse ent-
halten habe, die typischerweise auch von 
privaten Israel-Touristen besucht würden. 
Die beruflichen und die privaten Veranlas-
sungsmomente der Reise seien auch nicht 
nach objektiven Kriterien trennbar, da kein 
Programmpunkt eindeutig ausschließlich 
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dem beruflichen oder dem privaten Be-
reich zugeordnet werden könne. Insbeson-
dere sei keine Abgrenzung nach Zeitantei-
len möglich.
 

Praxistipp:
Der Bundesfinanzhof hat mit Beschluss 
vom 21.9.2009 (GrS 1/06 BStBl 2010 II S. 
672) entschieden, dass Aufwendungen 
für beruflich und privat veranlasste 
Reisen in abziehbare Werbungskosten/
Betriebsausgaben einerseits und nicht 
abziehbare Aufwendungen für die pri-
vate Lebensführung andererseits auf-
geteilt werden können. Dazu müssen 
die beruflich veranlassten Zeitanteile 
aber feststehen und dürfen nicht von 
untergeordneter Bedeutung sein. Im 
Urteilsfall war eine solche Aufteilung 
nicht möglich.

Freibetrag für Betriebsfeiern: Verfas-
sungsbeschwerde ist anhängig

Betriebsfeiern und - ausflüge sind in steu-
erlicher Hinsicht „geldwerte Vorteile“ der 
Arbeitnehmer. Diese Vorteile bleiben aber 
im bestimmtem Rahmen steuer- und so-
zialversicherungsfrei. Konkret: Zuwendun-
gen des Arbeitgebers an einen Arbeitneh-
mer und dessen Begleitperson anlässlich 
einer Betriebsveranstaltung führen bis 
zu 110 Euro (einschl. Umsatzsteuer) pro 
Arbeitnehmer nicht zu Arbeitslohn. Der 
Freibetrag gilt für bis zu zwei Betriebsver-
anstaltungen pro Jahr. 

Das Finanzgericht Köln hatte entschieden, 
dass die Aufwendungen des Arbeitgebers 
nicht einfach durch die tatsächlich an-
wesenden Teilnehmer dividiert werden 
dürfen, sondern durch alle angemeldeten 
Personen geteilt werden müssen. Die ver-
geblichen Kosten für die Arbeitnehmer, 
die nach ursprünglicher Anmeldung zur 
Betriebsfeier kurzfristig wieder absagen, 
dürften sich auf die Höhe des steuerpflich-
tigen Arbeitslohns der teilnehmenden Ar-
beitnehmer nicht auswirken (FG Köln, Urteil 
vom 27.6.2018, 3 K 870/17). Der Bundesfi-
nanzhof hat das Urteil anschließend „kas-
siert“ und vertritt vielmehr die Auffassung 
der Finanzverwaltung: Die Gesamtkosten 
des Arbeitgebers sind zu gleichen Teilen 
auf die bei der Betriebsveranstaltung an-
wesenden und nicht auf alle angemeldeten 
Teilnehmer aufzuteilen (BFH-Urteil vom 
29.4.2021, VI R 31/18). Doch ob diese Auffas-
sung zutreffend ist, wird das Bundesverfas-
sungsgericht entscheiden müssen, denn 
nunmehr liegt die Verfassungsbeschwerde 
vor (Az. 2 BvR 1443/21). 

Folgender Sachverhalt liegt dem Verfahren 
zugrunde: Im Jahre 2016 plante der Arbeit-
geber einen Kochkurs als Weihnachtsfeier, 

zu der alle Betriebsangehörigen eingeladen 
waren. Insgesamt 27 Arbeitnehmer sagten 
ihre Teilnahme zu. Da zwei Arbeitnehmer 
kurzfristig absagten, nahmen tatsächlich 
nur 25 Arbeitnehmer teil, ohne dass dies 
zu einer Verminderung der Veranstaltungs-
kosten führte. Nun wurde zunächst mit 
dem Finanzamt und dann vor Gericht da-
rum gestritten, ob die Kosten, die für die 
beiden abwesenden Mitarbeiter anfielen, 
steuerlich ohne Belang seien oder ob die 
tatsächlich anwesenden Kollegen deren 
Anteil sozusagen mitversteuern mussten. 
Der BFH sieht die „Mitversteuerung“ als 
gerechtfertigt an. Begründung: Bei der Be-
wertung von Arbeitslohn anlässlich einer 
Betriebsveranstaltung sind alle mit dieser 
in unmittelbarem Zusammenhang stehen-
den Aufwendungen des Arbeitgebers an-
zusetzen, ungeachtet dessen, ob sie beim 
Arbeitnehmer einen Vorteil begründen 
können. Die danach zu berücksichtigenden 
Aufwendungen (Gesamtkosten) des Arbeit-
gebers sind zu gleichen Teilen auf die bei 
der Betriebsveranstaltung anwesenden 
Teilnehmer aufzuteilen.

Praxistipp:
Arbeitgeber dürfen den steuerpflich-
tigen Vorteil aus einer Betriebsveran-
staltung pauschal versteuern (§ 40 Abs. 
2 EStG). Bitte beachten Sie im Übrigen, 
dass das BFH-Urteil zur neuen Rechts-
lage ergangen ist. Vor 2015 gab es 
eine Freigrenze und keinen Freibetrag. 
Zudem war die Grenze etwas anders 
ausgestaltet als der Freibetrag nach 
neuem Recht. Beispiel: Nach Ansicht 
des BFH gehören die Kosten für einen 
Eventmanager nicht zu den oben ge-
nannten Gesamtkosten (BFH-Urteil vom 
13.5.2020, VI R 13/18). Doch auf aktuelle 
Fälle ist das Urteil wohl nicht anwend-
bar; die Kosten sind also einzubeziehen 
(BT-Drucks 18/3017, S. 479).

Sofortabschreibung für Computer bei 
Kauf: BMF klärt mehrere Zweifelsfragen

Grundsätzlich müssen die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten von abnutzbaren 
Wirtschaftsgütern mit einer Nutzungsdau-
er von mehr als einem Jahr auf die Jahre 
der Nutzung verteilt, das heißt abgeschrie-
ben werden. Eine Ausnahme gilt indes für 
geringwertige Wirtschaftsgüter mit An-
schaffungskosten von maximal 800 Euro 
(netto). Diese dürfen sofort in einer Sum-
me abgeschrieben werden. 
Zur Förderung der Arbeit im Homeoffice 
hat die Finanzverwaltung im letzten Jahr 
überraschend verfügt, dass die betriebs-
gewöhnliche Nutzungsdauer von Compu-
ter-Hardware und Anwendersoftware ge-
nerell ein Jahr beträgt, wenn Geräte oder 
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Lizenzen seit dem 1. Januar 2021 erworben 
worden sind. Das bedeutet: Die Anschaf-
fungskosten können im Jahr der Anschaf-
fung in vollem Umfang als Werbungskosten 
oder Betriebsausgaben abgesetzt werden, 
und zwar unabhängig von der Höhe des 
Kaufpreises. Die vorherige Grenze für ge-
ringwertige Wirtschaftsgüter spielt für PCs, 
Notebooks und Software keine Rolle mehr 
(BMF-Schreiben vom 26.2.2021, BStBl 2021 
I S. 2989). Wie zu erwarten, gab es bereits 
zahlreiche Fragen zu der Neuregelung. Zu-
mindest einige dieser Fragen hat das Bun-
desfinanzministerium nun beantwortet 
(BMF-Schreiben vom 22.2.2022, IV C 3 - S 
2190/21/10002 :025). 

Zum Beispiel:

Es kam die Frage auf, ob bei einem un-
terjährigen Kauf tatsächlich die volle 
Sofortabschreibung möglich ist oder ob  
- zum Beispiel bei einem Kauf im Dezember 
- lediglich zeitanteilig 1/12 abgezogen wer-
den dürfen. Das BMF stellt nun klar: Es wird 
nicht beanstandet, wenn die Abschreibung 
im Jahr der Anschaffung oder Herstellung 
in voller Höhe vorgenommen wird. Offen-
bar war auch zweifelhaft, ob Unternehmer 
und Arbeitnehmer statt der Sofortab-
schreibung weiterhin über drei Jahre ab-
schreiben dürfen. Die Antwort: Wer möch-
te, kann Geräte und Software aber auch wie 
bisher über drei Jahre abschreiben.

Bei Unternehmern stellte sich zudem die 
Frage, ob die voll abgeschriebenen Compu-
ter - mit einem Erinnerungswert von 1 Euro 
- in einem Anlageverzeichnis aufzuführen 
sind. Auch diesbezüglich sorgt das BMF ak-
tuell für Klarheit: Die Wirtschaftsgüter sind 
in das Bestandsverzeichnis aufzunehmen 
(R 5.4 EStR 2012).

Praxistipp:
Wer die aktuelle Anweisung der 
Finanzverwaltung liest, kann schnell 
den Eindruck gewinnen, dass die 
Anschaffungskosten für Computer 
und Notebooks „ohne Wenn und Aber“ 
steuerlich abziehbar sind. Doch ganz 
so einfach ist es nicht. Unternehmer, 
die Geräte für sich oder für die Nutzung 
durch ihre Mitarbeiter anschaffen, 
werden zwar selten Probleme mit dem 
Finanzamt haben. Arbeitnehmer, die 
Computer selbst kaufen, werden die 
berufliche Nutzung ihres PCs oder 
Notebooks gegenüber dem Finanzamt 
aber - wie auch früher schon - glaub-
haft machen müssen, um einen vollen 
oder zumindest einen anteiligen Abzug 
als Werbungskosten zu erreichen.
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Arbeitslohn: Steuerermäßigung 
für zusammengeballte 
Überstundenvergütungen

Erhalten Arbeitnehmer Vergütungen für 
mehrere Jahre zusammengeballt in einem 
Jahr ausgezahlt, so können die Zahlungen 
nach der so genannten Fünftel-Regelung 
tarifermäßigt besteuert werden. Zahlungen 
gelten als Vergütung für eine mehrjährige 
Tätigkeit, wenn sich die entsprechende Ar-
beit über mindestens zwei Veranlagungs-
zeiträume erstreckt und einen Zeitraum 
von mehr als zwölf Monaten umfasst. Mit 
Urteil vom 2.12.2021 (VI R 23/19) hat der 
Bundesfinanzhof entschieden, dass nach-
gezahlte Überstundenvergütungen, die für 
einen Zeitraum von mehr als zwölf Mona-
ten veranlagungszeitraumübergreifend 
geleistet werden, der Fünftel-Regelung 
unterliegen.

Im Streitfall hatte der Kläger über einen 
Zeitraum von drei Jahren in erheblichem 
Umfang Überstunden geleistet. Erst im 
vierten Jahr wurden dem Kläger die Über-
stunden in einer Summe vergütet. Das 
Finanzamt unterwarf die Überstundenver-
gütung dem normalen Einkommensteu-
ertarif. Der BFH folgte indes der Ansicht 
des Klägers und unterwarf den Nachzah-
lungsbetrag dem ermäßigten Steuertarif. 
Die Richter des BFH haben klargestellt, 
dass die Tarifermäßigung nicht nur auf die 
Nachzahlung von Festlohnbestandteilen, 
sondern auch auf Nachzahlungen von va-
riablen Lohnbestandteilen - hier in Form 
der Überstundenvergütungen - Anwen-
dung findet. Es sei entscheidend, dass die 
nachgezahlte Vergütung für einen Zeitraum 
von mehr als zwölf Monaten veranlagungs-
zeitraumübergreifend geleistet worden 
ist. Dies sei hier gegeben. Zudem müssten 
wirtschaftlich vernünftige Gründe für eine 
Zusammenballung vorliegen. Auch diese 
Voraussetzung war im Urteilsfall erfüllt.

Immobilienbesitzer

Erbschaftsteuer: Steuerbefreiung 
betrifft nur ein einziges Familienheim

Die Vererbung des selbstgenutzten Fami-
lienheims an die Kinder ist von der Erb-
schaftsteuer befreit. Voraussetzung für 
die Steuerbefreiung ist, dass der Erblasser 
das Familienheim vor dem Erbfall selbst 
bewohnt hat und der Erbe die Immobilie 
nach der Erbschaft zehn Jahre lang selbst 
zu Wohnzwecken nutzt. Die Vergünstigung 
greift, soweit die Wohnfläche der geerbten 
Wohnung 200 qm nicht übersteigt.

Zumindest vereinzelt gibt es Fälle, in denen 
der Erblasser zwei Wohnungen selbst nutzt 
und zwischen seinen beiden Wohnsitzen 
pendelt. Beispiel: Die beiden erwachsenen 
Kinder wohnen weit voneinander entfernt. 
Um jeweils einen Teil des Jahres mit ihnen 
zu verbringen, hat die Mutter in der Nähe 
der Wohnsitze der Kinder Eigentums-
wohnungen erworben, die sie auch tat-
sächlich selbst nutzt. Angenommen, nach 
dem Tode der Mutter zieht Kind 1 in die  
Wohnung 1 ein und Kind 2 in die Wohnung 
2, so stellt sich die Frage, ob beide Übertra-
gungen von der Erbschaftsteuer verschont 
bleiben. Antwort: Nach Ansicht des Finanz-
gericht München ist eine doppelte Steu-
erbefreiung ausgeschlossen (Urteil vom 
16.6.2021, 4 K 692/20). 

Nur die Übertragung eines einzigen Famili-
enheims ist begünstigt. Dies gelte sowohl 
bei gleichzeitiger Eigennutzung mehrerer 
Immobilien durch den Erblasser zu seinen 
Lebzeiten als auch im Falle zeitlich aufei-
nander folgender Eigennutzung verschie-
dener in seinem Eigentum stehender Im-
mobilien. Die Steuerbefreiungsvorschrift 
begründe kein Recht des Erben, nach dem 
Erbfall auszuwählen, welche von mehre-
ren ererbten Immobilien als Familienheim 
begünstigt sein soll. Die Richter verstehen 
den Zweck der Steuerbegünstigung in dem 
Sinne, dass die Steuerbefreiung nur auf 
diejenige Immobilie Anwendung finden 
soll, die als zeitlich letzte vor dem Erbfall 
die Funktion als Familienheim des Erblas-
sers erfüllt hat. 

  Alle Steuerzahler

Kindergartenbeitrag: Arbeitgeberzu-
schuss mindert abziehbaren Betrag

Kinderbetreuungskosten, also auch Kin-
dergartenbeiträge, sind unter bestimm-
ten Voraussetzungen als Sonderausgaben 
absetzbar, und zwar mit zwei Drittel der 
Aufwendungen, höchstens 4.000 Euro je 
Kind. Begünstigt sind Dienstleistungen 
zur Betreuung eines Kindes, das das 14. 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Son-
derregelungen gelten für Kinder mit einer 
Behinderung. Darüber hinaus sind Leistun-
gen des Arbeitgebers zur Unterbringung 
und Betreuung von nicht schulpflichtigen 
Kindern der Mitarbeiter in Kindergärten 
oder vergleichbaren Einrichtungen steu-
erfrei, wenn diese zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn erbracht werden 
(§ 3 Nr. 33 EStG). Aber: Die als Sonderaus-
gaben abziehbaren Kindergartenbeiträge 
sind um die dazu geleisteten steuerfreien 
Arbeitgeberzuschüsse zu kürzen. Dies hat 
der Bundesfinanzhof mit Beschluss vom 
14.4.2021 (III R 30/20) entschieden und nun 
in einem aktuellen Urteil erneut bekräftigt 
(BFH-Urteil vom 1.9.2021, III R 54/20).

Der Sachverhalt: Das im Oktober 2016 ge-
borene Kind besuchte im Jahre 2018 den 
Kindergarten. Die Eltern zahlten hierfür 
Kindergartenbeiträge in Höhe von 4.265 
Euro. In dieser Höhe erhielt der Vater von 
seinem Arbeitgeber zur Unterbringung und 
Betreuung des Kindes Leistungen, die nach 
§ 3 Nr. 33 EStG steuerfrei belassen wurden. 
In ihrer Einkommensteuererklärung mach-
ten die Eltern die von ihnen gezahlten 
Kindergartenbeiträge als Sonderausgaben 
geltend, was ihnen jedoch vom Finanzamt 
versagt wurde. Klage und Revision schei-
terten. Begründung: Soweit eine steuer-
freie Leistung durch den Arbeitgeber nach 
§ 3 Nr. 33 EStG erfolgt, stellt die Zahlung 
wirtschaftlich betrachtet eine Erstattung 
der Kinderbetreuungskosten dar. Ein Son-
derausgabenabzug kann aber nur bei Kos-
ten erfolgen, mit denen der Steuerpflichti-
ge wirtschaftlich belastet ist.
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